
Allgemeinverfügung 
 

der Stadt Aschaffenburg 
bezüglich des Vollzuges des Bayerischen Versammlungsgesetzes (BayVersG) und 

der 15. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (BayIfSMV) 
vom 22.02.2022 

 
Die Stadt Aschaffenburg erlässt auf Grundlage des Art. 15 Abs. 1 BayVersG in Verbindung 
mit § 35 Satz 2 BayVwVfG und § 8 Abs. 1 Satz 2 der fünfzehnten Bayerischen Infektions-
schutzmaßnahmenverordnung (15. BayIfSMV) vom 23. November 2021 (BayMBl. Nr. 816, 
BayRS 2126-1-19-G), die zuletzt durch §§ 1 und 2 der Verordnung vom 21. Februar 2022 
(BayMBl. Nr. 118) geändert worden ist, folgende 
 

Allgemeinverfügung 
 

1. Nicht angezeigte oder angemeldete Versammlungen in der Stadt Aschaffenburg werden 
nach Art. 15 Abs. 1 BayVersG i. V. m. § 8 Abs. 1 Satz 2 der 15. BayIfSMV wie folgt be-
schränkt: 
 

1.1 Gemäß § 8 Abs. 1 S. 1 der 15. BayIfSMV ist zwischen den Versammlungsteilnehmern 
ein Mindestabstand von 1,5 m einzuhalten. Die Vorgaben des § 8 Absatz 1 Satz 1 der 
15. BayIfSMV gelten aufgrund verfassungsrechtlicher Vorgaben (Art. 6 Abs. 1 GG) wäh-
rend der Durchführung bzw. Teilnahme an einer Versammlung nicht für enge Familienan-
gehörige und Angehörige eines gemeinsamen Hausstandes. 
 

1.2  Die Versammlungsteilnehmer sind während der Versammlung durchgängig zum Tragen 
eines Mund-Nasen-Schutzes („OP-Maske“, FFP2-Maske oder vergleichbarer Standard) 
verpflichtet. Die Maske darf lediglich zu Identifikationszwecken sowie bei zwingenden 
Gründen (z. B. für Redebeiträge im Rahmen der Ausübung des Versammlungsrechts) 
abgenommen werden. 
 
Von der Maskenpflicht befreit sind Kinder bis zum sechsten Geburtstag sowie Personen, 
die glaubhaft machen können, dass ihnen das Tragen einer Maske aufgrund einer Behin-
derung oder aus gesundheitlichen Gründen nicht möglich oder unzumutbar ist. Personen, 
die sich auf eine Befreiung von der Maskenpflicht berufen, haben sich unmittelbar mit 
Versammlungsbeginn bei der Polizei zu melden und ihre Befreiung insbesondere durch 
Vorlage eines schriftlichen ärztlichen Zeugnisses im Original, das den vollständigen Na-
men, das Geburtsdatum und konkrete Angaben zum Grund der Befreiung enthalten 
muss, sowie eines Personalausweises o. Ä. glaubhaft zu machen. 
 

1.3  Die Versammlungen sind ausschließlich stationär bzw. ortsfest und ohne Aufzug zuläs-
sig. 
 

1.4  Abweichend von Nr. 1.3 können auf Antrag Ausnahmen erteilt werden, sofern dies im 
Einzelfall aus infektionsschutzrechtlicher Sicht vertretbar ist. Der Antrag ist in der Regel 
spätestens 48 Stunden vor Beginn der Bewerbung der Versammlung der Stadt Aschaf-
fenburg fernmündlich, schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift oder außerhalb der 
Dienstzeiten bei Eilversammlungen bei der Polizeidienststelle zu stellen. Bei der Berech-
nung der Frist bleiben gemäß Art. 13 Abs. 1 S. 2 BayVersG Samstage, Sonn- und Feier-
tage außer Betracht. Bei einem fernmündlichen Antrag kann die Stadt Aschaffenburg ver-
langen, den Antrag schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift unverzüglich nachzuho-
len. 
 

1.5  Abweichend der Nrn. 1.1 – 1.3 kann vor Ort durch Entscheidung des Einsatzleiters der 
Polizei von den Beschränkungen abgewichen werden, sofern dies im Einzelfall vertretbar 



erscheint. 
 

2. Diese Allgemeinverfügung tritt am 24.02.2022 in Kraft und ist gültig bis zum 19.03.2022. 
 
Hinweis:  
Mit Geldbuße bis zu dreitausend Euro kann belegt werden, wer dieser vollziehbaren 
Anordnung zuwiderhandelt, vgl. Art. 21 Abs. 1 Nr. 6 BayVersG. Für die Teilnahme an 
einer Versammlung entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 BayIfSMV beträgt der Regelsatz 500 € 
(Teil II Nr. 10 Bußgeldkatalog „Corona-Pandemie“) 
 
 

Gründe 
 

I. 
 

In der Vergangenheit kam es in den sozialen Medien zu Aufrufen zur Teilnahme an unange-
meldeten Versammlungen in der Gestalt von „Spaziergängen“ gegen die Corona-Regelun-
gen, die Corona-Schutzimpfungen und den damit verbundenen Maßnahmen, so auch in 
Aschaffenburg. Nach polizeilichen Erkenntnissen nehmen an angemeldeten Montagsspa-
ziergängen in Aschaffenburg zum Teil mehrere Hundert Teilnehmer teil.  Derzeit wächst der 
Widerstand, gegen die hierbei angeordnete Maskenpflicht, so dass damit zu rechnen ist, 
dass Versammlungen künftig nicht mehr angemeldet werden. Da es sich hierbei um ein dy-
namisches Geschehen handelt, muss damit gerechnet werden, dass diese Ansammlungen 
regelmäßig und bis auf weiteres, auch mit einer größeren Anzahl an Teilnehmern, durchge-
führt werden. Der für Versammlungen unter freiem Himmel zwischen den Teilnehmern ge-
mäß der 15. BayIfSMV geltende Mindestabstand von 1,5 m wird voraussichtlich bei den un-
angemeldeten Versammlungen nicht eingehalten, auch dem Maskengebot aus § 1 der 15. 
BayIfSMV wird nicht nachgekommen. Auch die Polizeiinspektion Aschaffenburg rechnen mit 
weiterem Zulauf und einer höheren Teilnehmerzahl. 
 
Aufgrund der fehlenden Abstimmungsmöglichkeit mit den anonymen Initiatoren der Ver-
sammlungen, der schwer einschätzbaren Situation sowie der polizeilichen Feststellungen bei 
den vorangegangenen Versammlungen in anderen Landkreisen sowie der Stadt Aschaffen-
burg mit zum Teil aggressiven Versammlungsteilnehmern und einer aufgeheizten Stimmung, 
hält es die Stadt Aschaffenburg als Versammlungsbehörde für erforderlich, geeignet und 
auch verhältnismäßig Anordnungen nach Art. 15 Abs. 1 BayVersG gegenüber den Teilneh-
mern bekanntzumachenden Allgemeinverfügung zu treffen. 
 
Die bayernweite 7-Tage-Inzidenz ist in den vergangenen Tagen nur leicht gesunken, bleibt 
aber auf hohem Niveau. Auch wenn sich die Lage in den Krankenhäusern kurzfristig leicht 
entspannt hat, ist auf Grund der Omikronvariante das Klinikums belastet. Neben den steigen-
den Belegungen der Normalstationen ist ein besorgniserregender Anstieg bei Infektionen 
des Personals festzustellen. Am 22.02.2022 wurden 51 positiv getestete Mitarbeiter durch 
das Gesundheitsamt gemeldet. Bei den Versammlungsteilnehmern ist überwiegend von 
nicht vollständig immunisierten Versammlungsteilnehmern zu rechnen. 
 

II. 
 

Die Stadt Aschaffenburg ist für den Erlass dieser Allgemeinverfügung sachlich (Art. 24 
Abs. 2 Satz 1 BayVersG, § 8 Abs. 1 Satz 2 der 15. BayIfSMV) und örtlich (Art. 3 Abs. 1 Nr. 4 
des BayVwVfG) zuständig. 
 
Nach Art. 15 Abs. 1 und 2 des BayVersG kann die zuständige Behörde eine Versammlung 
beschränken, wenn nach den zur Zeit des Allgemeinverfügungserlasses erkennbaren Um-
ständen die öffentliche Sicherheit oder Ordnung unmittelbar gefährdet ist. Die öffentliche Si-



cherheit umfasst hierbei die Individualrechtsgüter Leben, Gesundheit, Freiheit, Ehre, Eigen-
tum und Gemeinschaftsrechtsgüter der Integrität der Rechtsordnung, Bestand und Funkti-
onsfähigkeit des Staates und seiner Einrichtungen sowie die tragenden Prinzipien der verfas-
sungsmäßigen Ordnung. 
 
Unter Einhaltung der Vorgaben des § 8 Abs. 1 der 15. BayIfSMV sind öffentliche Versamm-
lungen unter freiem Himmel auch in den Zeiten der Corona-Pandemie zulässig. § 8 Abs. 1 
Satz 1 der 15. BayIfSMV bestimmt für Versammlungen im Sinne des Bayerischen Versamm-
lungsgesetzes einen Mindestabstand von 1,5 m zwischen allen Teilnehmern. Die nach Art. 
24 Abs. 2 BayVersG zuständigen Behörden haben erforderlichenfalls durch Beschränkungen 
nach Art. 15 BayVersG sicherzustellen, dass die von der Versammlung ausgehenden Infekti-
onsgefahren auch im Übrigen auf ein vertretbares Maß beschränkt bleiben (§ 8 Abs. 1 Satz 2 
der 15. BayIfSMV). 
 
Für Versammlungen unter freiem Himmel sieht § 8 Abs. 1 der 15. BayIfSMV keine generelle 
Maskenpflicht mehr vor. Im Einzelfall kann eine Maskenpflicht jedoch auf Grundlage von § 8 
Abs. 1 Satz 2 der 15. BayIfSMV angeordnet werden, wenn die von der Versammlung an-
sonsten ausgehenden Infektionsgefahren nicht auf ein vertretbares Maß beschränkt bleiben. 
Versammlungsverbote dürfen als tiefgreifendste bzw. stärkste Eingriffe in das Grundrecht 
aus Art. 8 Abs. 1 GG auch in Ansehung der grundlegenden Bedeutung der Versammlungs-
freiheit für das demokratische und freiheitliche Gemeinwesen allerdings nur verfügt werden, 
wenn mildere Mittel nicht zur Verfügung stehen und der hierdurch bewirkte Grundrechtsein-
griff insgesamt nicht außer Verhältnis steht zu den jeweils zu bekämpfenden Gefahren und 
dem Beitrag, den ein Verbot zur Gefahrenabwehr beizutragen vermag (stRspr, vgl. z.B. 
BVerfG, B.v. 30.08.2020 – 1 BvQ 94/20 – Rn. 16; vgl. auch BayVGH, B.v. 29.04.2010 – 10 
CS 10.1040 – juris Rn. 12 m.w.N.; B.v. 16.01.2021 – 10 CS 21.166 – juris Rn. 10). 
 
Ein Versammlungsverbot scheidet nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit demnach 
nur aus, solange mildere Mittel und Methoden der Rechtsgüterkonfliktbewältigung wie ver-
sammlungsrechtliche Beschränkungen und der verstärkte Einsatz polizeilicher Kontrollen 
nicht ausgeschöpft oder mit tragfähiger Begründung ausgeschieden sind (BayVGH a.a.O. 
unter Verweis auf BVerfG, B.v. 04.09.2009 – 1 BvR 2147/09 – juris Rn. 17 m.w.N.). 
 
Die tatbestandlichen Voraussetzungen des Art. 15 Abs. 1 BayVersG für die Festsetzung von 
Beschränkungen sind erfüllt. Es liegt eine Sachlage vor, die bei ungehindertem Geschehens-
ablauf mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einem Schaden für die der Versammlungsfreiheit ent-
gegenstehenden Interessen der öffentlichen Sicherheit und/oder Ordnung führt (unmittelbare 
Gefahr), so dass Auflagen erforderlich waren, um Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung zu vermeiden, einen störungsfreien Ablauf der Veranstaltung sicherzustellen und 
die Beeinträchtigung des Personen- und Straßenverkehrs in tragbaren Grenzen zu halten. 
 
Die festgesetzten Beschränkungen und Auflagen sind demnach geeignet, erforderlich und 
angemessen, um einen störungsfreien Ablauf der Versammlung sicherzustellen bzw. weil 
sich nur unter diesen Auflagen eine infektionsschutzrechtliche und sicherheitsrechtlich kon-
forme Versammlung verwirklichen lässt. Die Stadt Aschaffenburg hat dabei unter Berück-
sichtigung der Bedeutung der Versammlungsfreiheit keine zu geringen Anforderungen an die 
Gefahrenprognose gestellt und als Grundlage hierfür konkrete und nachvollziehbare tatsäch-
liche Anhaltspunkte ermittelt. Hierbei wurde insbesondere Folgendes berücksichtigt: 
 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts darf ein Verbot von Versammlun-
gen nur zum Schutz von Rechtsgütern, die der Bedeutung des Grundrechts aus Art. 8 Abs. 1 
GG zumindest gleichwertig sind, unter Wahrung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
und nur bei einer unmittelbaren, aus erkennbaren Umständen herleitbaren Gefährdung die-
ser Rechtsgüter erfolgen. Insbesondere rechtfertigt die fehlende Anzeige einer Versammlung 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts im Vorfeld keine Versammlungs-



untersagung (BVerfGE 69, 315, 350 f.). Dies hat auch die Versammlungsbehörde nicht ver-
kannt und hat die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und/oder Ordnung lediglich zur Be-
gründung von Beschränkungen einer grundsätzlich erlaubten Versammlung herangezogen. 
Insoweit wurde das Gebot des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit berücksichtigt, da Be-
schränkungen einen Vorrang zu einem Verbot haben. Die Stadt Aschaffenburg hat als Ver-
sammlungsbehörde festgestellt, dass aus infektionsschutzrechtlicher und sicherheitsrechtli-
cher Sicht die unangemeldeten Versammlungen gemäß den Anordnungen dieser Allgemein-
verfügung beschränkt werden müssen. Da weiterhin davon auszugehen ist, dass es zu Auf-
zügen (sogenannte „Spaziergänge“) kommt, bei denen keine Versammlungsanzeige erfol-
gen wird und dadurch eine Kooperation und Abstimmung mit den anonym agierenden Initia-
toren nicht möglich ist, sind diese wichtigen Eckpunkte über den Versammlungsablauf und 
das Ausmaß der Versammlung nicht bekannt.  
 
Das Entstehen von spontanen Gegendemonstrationen, Missachtung der infektionsschutz-
rechtlichen Verhaltensregeln und ein mögliches Ausschreiten der Lage kann nicht ausge-
schlossen werden. Aufgrund der immer noch hohen 7-Tages- Inzidenz (Stand: 17.01.2022: 
470,0; Stand: 09.02.2022: 1.829,0; Stand 22.02.2022: 1.757,0) bleiben die von einer Ver-
sammlung ausgehenden Infektionsgefahren ohne Auflagen nicht auf ein vertretbares Maß 
beschränkt. Der oben genannte 7-Tage-Inzidenzwert der Stadt Aschaffenburg darf für die er-
forderliche Gefahrenprognose als Anhaltspunkt für ein erhöhtes Infektionsrisiko bei Men-
schenansammlungen herangezogen werden, auch wenn sich allein daraus noch nicht die er-
forderliche tatbestandliche unmittelbare Gefährdung bei der Durchführung der Versammlung 
ergibt. Das Robert-Koch-Institut, dem der Gesetzgeber im Bereich des Infektionsschutzes 
mit § 4 IfSG besonderes Gewicht eingeräumt hat, schätzt in seiner Risikobewertung bzw. 
dem wöchentlichen Lagebericht vom 17.02.2022, die Gefährdung durch COVID-19 für die 
Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland insgesamt als sehr hoch ein. Ursächlich hierfür 
sind das Auftreten und die rasante Verbreitung der Omikron-Variante, die sich deutlich 
schneller und effektiver verbreitet als die bisherigen Virusvarianten. Durch den weiter schnel-
len Anstieg der Infektionsfälle kann eine Überlastung des Gesundheitssystems und ggf. wei-
terer Versorgungsbereiche noch nicht ausgeschlossen werden. Die Infektionsgefährdung 
wird für die Gruppe der Ungeimpften als sehr hoch, für die Gruppen der Genesenen und 
Geimpften mit Grundimmunisierung (zweimalige Impfung) als hoch und für die Gruppe der 
Geimpften mit Auffrischimpfung (dreimalige Impfung) als moderat eingeschätzt. 
 
Grundsätzlich sollten alle nicht notwendigen Kontakte reduziert und Reisen vermieden wer-
den.  
 
Sofern Kontakte nicht gemieden werden können, sollten sie auf einen engen, möglichst 
gleichbleibenden Kreis von Personen beschränkt werden, Masken getragen, Mindestab-
stände eingehalten und die Hygiene beachtet werden. 
 
Das RKI rät dringend dazu, größere Veranstaltungen und enge Kontaktsituationen, z. B. 
Tanzveranstaltungen und andere Feiern im öffentlichen und privaten Bereich abzusagen o-
der zu meiden.  
 
Die hohe Wahrscheinlichkeit, dass bei einer unagemeldten Versammlung ein hoher Anteil an 
nicht ausreichend immunisierten Personen teilnimmt, bedeutet insofern ein sehr hohes Infek-
tionsrisiko. Eine maximale Reduktion der Übertragungsraten ist notwendig, um die zu erwar-
tende Ausbreitung der Omikron-Variante zu verlangsamen. 
 
In fachlicher Übereinstimmung mit der Staats- und Bundesregierung müssen alle Maßnah-
men ergriffen werden, die im öffentlichen Interesse geboten und aus infektionsschutzrechtli-
cher Sicht notwendig sind, um in der Stadt Aschaffenburg das Auftreten und die Verbreitung 
insbesondere der Virusvarianten einzudämmen. Zur Abwendung der vorstehend beschriebe-
nen unmittelbaren Gefahr der öffentlichen Sicherheit und Ordnung werden die in Nr. 1.1 - 1.3 



genannten Beschränkungen nach pflichtgemäßem Ermessen unmittelbar gegenüber den 
Teilnehmern der o.g. Versammlungen in der Stadt Aschaffenburg angeordnet. 
 
Aufgrund der aktuellen Corona-Pandemie sind die Anordnungen erforderlich, geeignet und 
auch angemessen, um die Versammlung trotz derzeitigem Infektionsgeschehen mit Covid-19 
dennoch stattfinden lassen zu können und hierbei das Infektionsrisiko auf ein vertretbares 
Maß zu minimieren. Die Verpflichtung zur Einhaltung des Mindestabstands von 1,5 m zwi-
schen den Versammlungsteilnehmern ergibt sich aus § 8 Abs. 1 Satz 1 der 15. BayIfSMV. 
Die Regelung der Ziffer 1.1. ist insoweit nur deklaratorisch. 
 
Die Anordnung der Maskenpflicht ergibt sich aus § 8 Abs. 1 Satz 2 der 15 BayIfSMV 
und ist ebenfalls aus Gründen des Infektionsschutzes erforderlich. Unter Berücksichtigung 
der Ausnahmetatbestände für bestimmte Personengruppen stellt die Anordnung einer Mas-
kenpflicht das eindeutig mildere Mittel gegenüber einer ansonsten erforderlichen Beschrän-
kung der Teilnehmerzahlen der Versammlungen, einer Beschränkung der Versammlung-
sorte oder ein generelles Versammlungsverbot dar. Die angeordnete Maskenpflicht ist auch 
geeignet, die Infektionsgefahr zu verringern. Zwar ist in Außenbereichen das Infektionsrisiko 
grundsätzlich wesentlich geringer, insbesondere wenn der Abstand von 1,5 m eingehalten 
wird, aber das Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes ist sinnvoll, wenn der Mindestabstand 
nicht sicher eingehalten werden kann, z. B. bei längeren Gesprächen und gesichtsnahen 
Kontakten, oder in unübersichtlichen Situationen mit Menschenansammlungen. Dies trifft ins-
besondere für die unangemeldeten Versammlungen zu. Nachdem das SARS CoV-2-Virus 
nach derzeitigen Erkenntnissen vor allem durch Tröpfcheninfektion und aufgrund der Inkuba-
tionszeit von mehreren Tagen regelmäßig unbemerkt, noch vor dem Auftreten von Krank-
heitssymptomen, übertragen wird, ist gerade das Tragen von mindestens Mund-Nasen-
Schutz geeignet, eine Ausbreitung des Virus in der Bevölkerung zu reduzieren. Hier ist eben-
falls zu berücksichtigen, dass sich die Besorgnis erregende Virusvariante Omikron – bei der 
von einer deutlich erhöhten Übertragbarkeit im Vergleich zur ursprünglichen Virusvariante 
ausgegangen wird – in Deutschland und auch im Bereich der Stadt Aschaffenburg inzwi-
schen die vorherrschende Variante ist. Aufgrund der voranschreitenden Ausbreitung und der 
leichteren Übertragbarkeit der Omikron-Sublinie BA.2 ist eine langsamere Abnahme oder 
eine erneute Zunahme der Fallzahlen nicht auszuschließen. Die Zunahme von Kontakten im 
Rahmen der erfolgten Lockerungen könnte ebenfalls dazu beitragen. Das durch die Mutation 
nun höher einzuschätzende Infektionsrisiko durch Tröpfchen besteht besonders im Zusam-
menhang mit den beschriebenen Versammlungen, da hierbei teilweise eine große Anzahl an 
Teilnehmern zusammenkommen werden. Hierbei wurde immer wieder festgestellt, dass bei 
unangemeldeten Versammlungen die erforderlichen Abstände nicht eingehalten werden. Ge-
rade deshalb ist die angeordnete Maskenpflicht geeignet, weitere Infektionen zu verhindern 
oder zumindest einzudämmen. 
 
Die Beschränkung dieser unangekündigten Versammlungen unter freiem Himmel in der Ge-
stalt, als dass diese in der Stadt Aschaffenburg ausschließlich ortsfest zulässig sind, ist ge-
eignet, erforderlich und angemessen den Infektionsschutz zu gewährleisten und eine Über-
lastung des Gesundheitswesens zu verhindern. Bei einem Aufzug ist davon auszugehen, 
dass über ein vertretbares Maß hinaus Infektionsgefahren entstünden. Eine sich bewegende 
Versammlung hat ein erheblich höheres Risikopotenzial als eine stationäre, denn es handelt 
sich um ein dynamisches Geschehen, in dem die verschiedenen Bewegungen der Passan-
ten und der Versammlungsteilnehmer aufeinandertreffen (VG Regensburg, Beschluss vom 
11.11.2020, Az. RN 4 S 20.2742). Eine konsequente Einhaltung der Mindestabstände erfor-
dert unter diesen Umständen ein Maß an gegenseitiger Vorsicht, Rücksichtnahme und Vo-
raussicht bei allen Beteiligten. Ein mobiler Aufzug stellt ein dynamisches Geschehen dar, 
weil er sich nicht gleichmäßig bewegt, sondern es regelmäßig je nach individuellem Geh-
tempo bzw. Entwicklung der Versammlung zu (unerwarteten) Stockungen, Beschleunigun-
gen und Verschiebungen innerhalb der Gruppe der Versammlungsteilnehmer kommt, wes-
halb grundsätzlich die Gefahr besteht, dass es zu nicht unerheblichen Unterschreitungen des 
gebotenen Mindestabstandes kommt (vgl. BayVGH, Beschluss vom 21.02.2021, Az. 10 CS 



21.526). Eine Vergleichbarkeit zu angemeldeten Versammlungen besteht nicht, weil ver-
kehrslenkende Maßnahmen durch die Polizei nicht im Vorfeld organisiert werden können. 
Hinzu kommt das Problem der stark eingeschränkten Überblickbarkeit und damit Kontrollier-
barkeit eines sich fortbewegenden Aufzuges. Diese Probleme verschärfen sich mit zuneh-
mender Teilnehmerzahl und durch fehlende Verantwortliche und Ordner. Die Ortsfestigkeit 
und die damit verbundene bessere Überblick- und Kontrollierbarkeit der Versammlungen die-
nen dem effektiven Infektionsschutz und soll insbesondere eine Ausbreitung von SARSCoV-
2 zeitlich und räumlich verlangsamen. Eines der zentralen Ziele ist dabei die Verhinderung 
einer Überlastung des Gesundheitssystems. Die Anordnung der Ortsfestigkeit ist auch erfor-
derlich. Mildere, gleich wirksame Mittel sind nicht ersichtlich. 
 
Zudem wird mit Nr. 1.5. dieser Allgemeinverfügung aufgrund von Verhältnismäßigkeitserwä-
gungen gleichzeitig die Möglichkeit eingeräumt, eine Ausnahme von der Ortsfestigkeit zu be-
antragen, über die die Polizei vor Ort im Einzelfall und unter Berücksichtigung der Rahmen-
bedingungen entscheidet. Dabei werden u.a. die angezeigte Teilnehmerzahl, die Versamm-
lungsörtlichkeit bzw. die Wegstrecke, die Art und Weise der Versammlung, die Gewährleis-
tung der Einhaltung des Mindestabstandes und der Maskenpflicht sowie die aktuelle infektio-
logische Situation in der Stadt Aschaffenburg mit in die Bewertung eingestellt. Die Anord-
nung der Ortsfestigkeit ist angemessen und insbesondere verhältnismäßig. Der Eingriff in die 
Versammlungsfreiheit der Betroffenen (Art. 8 Abs. 1 GG) ist gerechtfertigt. 
 
Auch wenn die sogenannten Spaziergänge überwiegend Montags stattfinden, ist es erforder-
lich die Allgemeinverfügung nicht auf spezielle Tage oder Orte zu beschränken. Wie sich in 
angrenzenden Landkreises und auch im Rahmen des Versammlungsgeschehens in Aschaf-
fenburg zeigt, finden Versammlung insb. der Kritiker der Coronaschutzmaßnahmen auch an 
anderen Tagen statt und Örtlichkeiten werden kurzfristig gewechselt. Um ein Umgehen einer 
zeitlich und örtlich begrenzten Allgemeinverfügung zu verhindern, bei dem die geschilderten 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit dennoch entstehen, ist daher ein umfangreicheres 
Verbot angemessen. Angemeldete Versammlungen sind von dem Verbot nicht berührt. Die 
Allgemeinverfügung ist zeitlich befristet. Weitere Ausnahmetatbestände sind in der Verord-
nung berücksichtigt.  
 
Zusammenfassend wird festgestellt, dass durch die beschränkenden Verfügungen eine kon-
krete Verletzung der öffentlichen Sicherheit und/oder Ordnung verhindert wird. Die Maßnah-
men sind auch angemessen. Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit wird durch diese An-
ordnungen in seinem Wesensgehalt nicht angetastet, da die Versammlungsteilnehmer ihr 
Anliegen innerhalb dieser Beschränkungen angemessen vortragen können. Der Schutz der 
Versammlungsteilnehmer sowie der Allgemeinheit vor Schäden an Leben und Gesundheit 
und die Vermeidung von nicht zumutbaren Beeinträchtigungen gehen dem Recht nach Art. 5 
und Art. 8 GG vor. Demgegenüber hat der Anspruch der Versammlungsteilnehmer auf 
Durchführung der Versammlung ohne Beschränkungen zurückzustehen. Die Beschränkun-
gen stehen mit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz und dem Grundsatz der Gleichbehand-
lung im Einklang. Eine Abwägung der widerstreitenden Interessen fällt somit zu Gunsten des 
Schutzes der Allgemeinheit aus; Individualinteressen müssen insoweit zurücktreten, zumal 
die Anordnungen grundsätzlich zeitlich befristet sind. Auch wird dem Einzelfall dadurch 
Rechnung getragen, dass der Einsatzleiter der Polizei vor Ort von den unter Ziffer I. aufge-
führten Auflagen abweichen kann, sofern dies in der Situation angemessen erscheint. 
 
Die Allgemeinverfügung ist aus Gründen der Verhältnismäßigkeit befristet. Sie wird im Hin-
blick auf die örtliche Entwicklung und vor dem Hintergrund des § 16 der 15. BayIfSMV fort-
laufend auf Wirkung und Erforderlichkeit überprüft und gilt bis zum Auslaufen der 15. 
BayIfSMV zum 19.03.2022 (Stand 22.02.2022).  
 
Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG kann bei öffentlicher Bekanntgabe eines schriftlichen 
Verwaltungsaktes ein von Satz 3 abweichender Zeitpunkt bestimmt werden. Angesichts der 
steigenden Infektionszahlen in der Stadt Aschaffenburg ist es geeignet, erforderlich aber 



auch angemessen, die Frist auf den nächst möglichen Zeitpunkt – hier den Tag nach Auslau-
fen der bisherigen Allgemeinverfügung – zu verkürzen. Die Bekanntmachung auf der Home-
page der Stadt Aschaffenburg ist ein hierfür geeignetes Mittel, zudem erfolgt zusätzlich eine 
Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachung im Main-Echo. 
 
 
Hinweise: 
 
I. Auf die Einhaltung der Vorgaben des BayVersG, insbesondere auf Art. 6 BayVersG 

dem Verbot des Mitführens von Waffen und sonstigen Gegenständen, die als Waffe 
gebraucht werden können (z.B. Messer, Holzstangen, Fackeln, Glasflaschen etc.), 
wird hingewiesen. 

II. Der Polizei ist die ab Versammlungsbeginn zuständige Versammlungsbehörde, ihren 
Anweisungen ist jederzeit Folge zu leisten (vgl. Art. 24 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2 
BayVersG). 

III. Es ist verboten Uniformteile, Uniformen oder gleichartige Kleidungsstücke als Aus-
druck einer gemeinsamen politischen Gesinnung zu tragen (Art. 7 BayVersG). 

IV. Es ist verboten Waffen bei sich zu tragen (Art. 6 BayVersG). 
V. Es ist gem. Art. 16 BayVersG verboten bei öffentlichen Versammlungen unter freiem 

Himmel, Aufzügen oder sonstigen öffentlichen Veranstaltungen unter freiem Himmel 
oder auf dem Weg dorthin Schutzwaffen oder Gegenstände, die als Schutzwaffen ge-
eignet und den Umständen nach dazu bestimmt sind, Vollstreckungsmaßnahmen ei-
nes Trägers von Hoheitsbefugnissen abzuwehren, mit sich zu führen. Es ist weiterhin 
verboten, an derartigen Veranstaltungen in einer Aufmachung, die geeignet und den 
Umständen nach darauf gerichtet ist, die Feststellung der Identität zu verhindern, teil-
zunehmen oder den Weg zu derartigen Veranstaltungen in einer solchen Aufma-
chung zurückzulegen. 

VI. Wer aus der Versammlung ausgeschlossen wird, hat sie sofort zu verlassen (Art. 5 
Abs. 2 BayVersG). 

VII. Die Festsetzungen dieser Allgemeinverfügung sind kraft Gesetzes sofort vollziehbar, 
da nach Art. 25 BayVersG Klagen gegen Entscheidungen nach dem Bayerischen 
Versammlungsgesetz keine aufschiebende Wirkung haben. 

VIII. Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Veran-
stalter oder als Leiter dieser vollziehbaren Anordnung zuwiderhandelt, vgl. Art. 20 
Abs. 2 Nr. 4 BayVersG. 

IX. Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer zur Teil-
nahme an untersagten Versammlungen auffordert, vgl. Art. 20 Abs. 2 Nr. 3, Art. 8 
Abs. 3 BayVersG. 

 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe 
Klage erhoben werden bei dem  

 
Bayerischen Verwaltungsgericht Würzburg in 97082 Würzburg, 

 
Postfachanschrift: Postfach 11 02 65, 97029 Würzburg 
Hausanschrift: Burkarderstraße 26, 97082 Würzburg, 

 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 



Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per 
einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55 d VwGO genannte Personenkreis (Rechtsanwälte, Behör-
den und vertretungsberechtigte Personen) Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Kla-
geerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
 
 
 
 
 
Jürgen Herzing 
Oberbürgermeister  
Stadt Aschaffenburg 


